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1. Instanz

Aktenzeichen S 30 RJ 804/93
Datum 19.02.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 189/98
Datum 15.05.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
19. Februar 1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit bereits
ab Juni 1981 bis 31.12.1983. Der am â�¦1951 geborene KlÃ¤ger hat eine
kaufmÃ¤nnische Berufsfachschule besucht und erfolgreich beendet. Nach einer
Spenglerlehre war er bis 1981 als Spengler und Dachdecker tÃ¤tig. Am 18.06.1981
unternahm er im Zustand der eingeschrÃ¤nkten SchuldfÃ¤higkeit ein versuchtes
TÃ¶tungsdelikt gegen seine frÃ¼here Freundin. Nach der Untersuchungshaft wurde
er gemÃ¤Ã� Â§ 63 StGB vom 13.08.1982 bis 23.12.1989 im Bezirkskrankenhaus H
â�¦ untergebracht. Am 20.01.1984 beantragte er die GewÃ¤hrung von
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente. Er stellte seine BeschÃ¤ftigungen ausfÃ¼hrlich dar und
machte die Handelsschulausbildung als Ausfallzeit geltend. Eine Nachfrage beim
Bezirkskrankenhaus H â�¦ ergab, dass der KlÃ¤ger weder einen Vormund noch
Pfleger hatte und sein Geld selbst verwalten konnte. Mit Bescheid vom 25.08.1984

                               1 / 8

https://dejure.org/gesetze/StGB/63.html


 

gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger vom 01.01.1984 bis 30.06.1985 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Ausgehend vom Eintritt des Versicherungsfalls am 13.08.1982
beginne die Leistung am 01.01.1984, weil der Antrag spÃ¤ter als drei Monate nach
Ablauf der 26. Woche nach Eintritt der vorÃ¼bergehenden ErwerbsunfÃ¤higkeit
gestellt worden sei. Am 01.03.1985 beantragte der KlÃ¤ger die WeitergewÃ¤hrung
der ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente Ã¼ber den 30.06.1985 hinaus. In der Folge eines
Telefonats des KlÃ¤gers mit der Beklagten entwickelte sich ein Schriftverkehr
zwischen den Beteiligten Ã¼ber die ZahlungsmodalitÃ¤ten. Nach einer
VerlÃ¤ngerung der Zeitrente bis Juni 1986 waren auch die
WeitergewÃ¤hrungsantrÃ¤ge vom 03.02.1986, 17.09.1986 und 29.01.1988
erfolgreich, so dass der KlÃ¤ger bis Mai 1989 Zeitrente erhielt. Am 29.01.1988
machte der KlÃ¤ger geltend, dass im Bescheid vom 25.08.1984 die Ausfallzeit nach
Vollendung des 16. Lebensjahres bis zur Aufnahme der ErwerbstÃ¤tigkeit am
24.07.1969 nicht berÃ¼cksichtigt worden sei. Im Fall der Anerkennung der 25
Monate Ausfallzeit mÃ¼sse auch eine hÃ¶here Rente gewÃ¤hrt werden. Diesem
Begehren wurde mit Bescheid vom 20.06.1988 entsprochen. Im Gerichtsverfahren
wegen der Ablehnung der WeitergewÃ¤hrung von Rente am 14.04.1989 lieÃ� das
Sozialgericht MÃ¼nchen ein Gutachten durch den Neurologen und Psychiater Dr.P
â�¦ erstellen. Dieser stellte am 08.10.1991 PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen und eine
neurotische Fehlentwicklung jeweils mittleren bis ausgeprÃ¤gten Schweregrades
fest und verneinte eine vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit wegen erheblicher
Abweichungen im Bereich der AffektivitÃ¤t. Mit Bescheid vom 24.03.1992 bewilligte
die Beklagte ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente auf Dauer ab 01.06.1989 und legte als
Versicherungsfall den 13.08.1982 zugrunde. Mit Schreiben vom 16.02.1992
beantragte der KlÃ¤ger, ihm die Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit vom 18.06.1981
bis 31.12.1983 nachzuzahlen, da der Versicherungsfall bereits am 18.06.1981
eingetreten sei. Er beantragte vorsorglich die Wiedereinsetzung in den alten Stand,
weil er durch Krankheit bis einschlieÃ�lich heute auÃ�erstande gewesen sei, seine
Rechte zu sehen und geltend zu machen. Er habe bereits im Herbst 1982 aus dem
Bezirkskrankenhaus H â�¦ heraus versucht, einen Rentenantrag zu stellen, sei aber
von der damals zustÃ¤ndigen Sozialarbeiterin und dem zustÃ¤ndigen Stationsarzt
irre geleitet worden, weil behauptet worden sei, dass er nicht erwerbsunfÃ¤hig sei.
Der Rentenantrag von 1984 sei mit Hilfe eines Mitpatienten erstellt worden. Durch
den den psychischen und seelischen Stress im Bezirkskrankenhaus H â�¦ sei er
auÃ�erstande gewesen, rechtzeitig sein Recht in vollem Umfang zu verlangen. Die
Beklagte lehnte den Antrag vom 08.04.1992 mit der BegrÃ¼ndung ab, eine
Pflegerbestellung sei nach RÃ¼cksprache beim Bezirkskrankenhaus H â�¦ nicht
angezeigt gewesen. Das Fehlverhalten des Personals des Bezirkskrankenhauses
kÃ¶nne nicht zugerechnet werden und im Ã¼brigen sei eine Nachzahlung wegen Â§
44 Abs.4 SGB X ausgeschlossen. Den Widerspruch wies sie mit Bescheid vom
01.07.1993 zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger sei voll geschÃ¤ftsfÃ¤hig gewesen. Er habe
wÃ¤hrend seines Aufenthalts in H â�¦ die MeisterprÃ¼fung im Klempnerhandwerk,
die PrÃ¼fung als Betriebswirt des Handwerks und nach der Entlassung eine von der
Beklagten finanzierte WeiterbildungsmaÃ�nahme am 11.08.1990 mit der
MeisterprÃ¼fung im Dachdeckerhandwerk abgeschlossen. Der vom KlÃ¤ger
persÃ¶nlich gestellte Reha-Antrag vom Dezember 1986 ist durch ihn selbst im
Klageverfahren weiterverfolgt worden. Gegen den Bescheid vom 08.04.1992 erhob
der KlÃ¤ger am 11.07.1993 Klage und machte geltend, allein schon die Verwahrung
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im Bezirkskrankenhaus H â�¦ spreche dafÃ¼r, dass er nicht geschÃ¤ftsfÃ¤hig
gewesen sei. Er verwies auf ein nervenÃ¤rztliches Gutachten des Dr.W â�¦ vom
02.04.1982, das sich mit der strafrechtlichen SchuldfÃ¤higkeit im Rahmen des
Strafverfahrens und des Â§ 63 StGB befasste. Das Amtsgericht MÃ¼nchen hat dem
KlÃ¤ger am 16.06.1993 zur Vertretung im Rechtsstreit gegen seinen Vater aufgrund
eines Gutachtens Dr.Sch â�¦ vom 06.05.1993 einen Betreuer bestellt. Der
SachverstÃ¤ndige hielt eine Vertretung im Rechtsstreit fÃ¼r erforderlich, weil durch
das Verfahren eine spezielle Vater-Sohn-Problematik berÃ¼hrt werde. Zum gleichen
Ergebnis kam der Psychiater Prof.Dr.G â�¦ in seinem Gutachten vom 14.09.1994,
das im Auftrag des Landgerichts Darmstadt erstellt worden ist und ein Gutachten
des Psychologen Dr.Gu â�¦ vom 10.09.1994 berÃ¼cksichtigte. Vom 24.07.1995 bis
28.11.1995 wurde der KlÃ¤ger im Fachkrankenhaus B â�¦ stationÃ¤r behandelt.
GestÃ¼tzt auf die Untersuchungen wÃ¤hrend dieses Aufenthalts erstellte Prof.Dr.St
â�¦, Ã�rztlicher Direktor des Fachkrankenhauses B â�¦, gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG am
22.12.1995 ein Gutachten. Er diagnostizierte eine schizoide
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, die es dem KlÃ¤ger im Zeitraum von Juni 1981 bis
Dezember 1983 nicht mÃ¶glich gemacht habe, die Belange der gesetzlichen
Rentenversicherung oder den allgemeinen Bereich von Sozialleistungen richtig zu
erfassen. FÃ¼r diesen Bereich sei mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
seine Willensbestimmung ausgeschlossen gewesen. Mit Sicherheit sei er nicht
ausreichend geschÃ¤ftsfÃ¤hig gewesen. Der Beklagten erschien die
BeweisfÃ¼hrung im Gutachten des Dr.St â�¦ nicht schlÃ¼ssig, da vor allem die
positive BeweisfÃ¼hrung fehle. Das Unterlassen der Antragstellung genÃ¼ge nicht.
Das Sozialgericht MÃ¼nchen wies die Klage am 13.02.1998 ab. Selbst wenn der
Bescheid vom 25.08.1984 als rechtswidrig zurÃ¼ckzunehmen wÃ¤re, wÃ¤re eine
Nachzahlung gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs.4 SGB X im Hinblick auf die spÃ¤te Antragstellung
1992 ausgeschlossen. Eine Wiedereinsetzung gemÃ¤Ã� Â§ 27 SGB X sei nicht zu
gewÃ¤hren, da der KlÃ¤ger nicht durch GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit gehindert gewesen
sei, einen Rentenantrag zu stellen. Die Auffassung von Prof.St â�¦ sei nicht
plausibel, weil laut Gutachten von Dr.G â�¦ und Dr.Gu â�¦ der KlÃ¤ger nur im
Bereich emotionaler, zwischenmenschlicher Beziehungen schwer beeintrÃ¤chtigt
sei. Der KlÃ¤ger trage selbst vor, er habe bereits 1982 einen Rentenantrag stellen
wollen, was beweise, dass er nicht durch seine innere Situation daran gehindert
war. Zudem gelte der Ausschluss einer Nachzahlung von Sozialleistungen fÃ¼r
einen mehr als vier Jahre zurÃ¼ckliegenden Zeitraum auch fÃ¼r die nachtrÃ¤gliche
LeistungsgewÃ¤hrung infolge eines Herstellungsanspruchs. Gegen das am
14.08.1998 zugestellte Urteil legte der KlÃ¤ger am 14.08.1998 Berufung ein. Wegen
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit sei er auÃ�erstande gewesen, rechtzeitig den Antrag
gemÃ¤Ã� Â§ 1290 RVO zu stellen. Dem beigezogenen Entlassungsbericht des
Bezirkskrankenhauses H â�¦ vom 27.12.1988 ist zu entnehmen, dass der KlÃ¤ger ab
Dezember 1986 auf der "halboffenen" Station fÃ¼r strafrechtlich untergebrachte
Personen behandelt worden ist. Im Auftrag des Gerichts erstellte der Neurologe und
Psychiater Dr.K â�¦ am 01.02.1999 ein Gutachten nach Aktenlage. Seines Erachtens
ergeben sich aus dem Gutachten von Prof.St â�¦ keinerlei plausible Anhaltspunkte
dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger im Zeitraum von 1981 bis 1984 fÃ¼r den Bereich der
Rentenversicherung geschÃ¤ftsunfÃ¤hig gewesen sei. Es lÃ¤gen keine GrÃ¼nde
dafÃ¼r vor, dass der KlÃ¤ger in diesem Zeitraum bzw. im Zeitraum vom 01.01.1984
bis 16.02.1992 in einem die freie Willensbestimmung ausschlieÃ�enden Zustand
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krankhafter StÃ¶rung der GeistestÃ¤tigkeit gewesen sei. Von KlÃ¤gerseite wurde
das Gutachten als methodisch unzureichend bemÃ¤ngelt. Verwiesen wurde auf ein
Attest des seit 1989 behandelnden Arztes Dr.Ku â�¦ Nachdem Dr.K â�¦ in seiner
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 19.05.1999 keinerlei Anlass zur Ã�nderung
seiner Beurteilung gesehen hatte, wurde gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG erneut Prof.Dr.St â�¦
gehÃ¶rt. Dieser fÃ¼hrte in seinem Gutachten vom 20.11.2000 aus, die am
18.06.1981 vorliegende psychische Krankheit sei so schwer gewesen, dass eine
partielle Entscheidungs- und HandlungsunfÃ¤higkeit vorgelegen haben kÃ¶nnte
beim Beantragen von Renten- und KrankenversicherungsmaÃ�nahmen.
AnknÃ¼pfungstatsachen seien die schwere psychische Erkrankung, die schweren
psychosozialen UmgebungseinflÃ¼sse und die extreme Abneigung des KlÃ¤gers
gegenÃ¼ber Verwaltungsakten. Seine eigene Spekulation werde durch die
AusfÃ¼hrungen des Dr.W â�¦ gestÃ¼tzt. Der von Prof.G â�¦ geschilderte
Vaterkonflikt mit verbundener partieller GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit kÃ¶nne sich auch
Ã¼bertragenderweise auf ganz andere Gebiete ausweiten. Dieser
Generalisierungseffekt sei oft anzutreffen. Im vorliegenden Fall sei die
Wahrscheinlichkeit auÃ�erordentlich hoch, weil sich der KlÃ¤ger in einer
MaÃ�regelvollzugseinrichtung und damit in einer totalen AbhÃ¤ngigkeit befunden
habe, was ihn in seiner AggressivitÃ¤t gegenÃ¼ber allem Verwaltungstechnischen
verstÃ¤rkt unterstÃ¼tzt habe. Durch den MaÃ�regelvollzug sei es durchaus
mÃ¶glich, ohne dass man einen Beweis fÃ¼hren kÃ¶nne, dass die
HandlungsfÃ¤higkeit massiv gestÃ¶rt war. Diese UnfÃ¤higkeit sei
hÃ¶chstwahrscheinlich gegeben gewesen. Die Beklagte sah nach wie vor keinen
Beleg dafÃ¼r, dass eine Wahrnehmung von Versorgungsaspekten im
rentenrelevanten Zeitraum nicht mÃ¶glich war.

Der KlÃ¤ger beantragt:

1. Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 19.02.1998 wird aufgehoben.
2. Die Beklagte wird verpflichtet, dem KlÃ¤ger unter Aufhebung des Bescheids vom
08.04.1992 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 01.07.1993 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit vom 18.06.1981 bis 31.12.1983 zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger hat den bis 31.12.1999 zustÃ¤ndigen Berichterstatter Spiegl wegen
Besorgnis der Befangenheit abgelehnt, weil dieser Dr.K â�¦ zum Gutachter bestellt
hatte. Mit Beschluss vom 02.07.1999 hat der 16. Senat das Gesuch mit der
BegrÃ¼ndung zurÃ¼ckgewiesen, Dr.K â�¦ sei wegen seiner bekannten fachlichen
Qualifikation berufen worden. Am 09.05.2001 stellte der KlÃ¤ger gegen die drei
planmÃ¤Ã�igen Richter des 16. Senats einen Befangenheitsantrag und
begrÃ¼ndete ihn damit, Dr.K â�¦ sei der Hausgutachter des Bayer.
Landessozialgerichts und dessen Gutachten unrichtig. Mit Beschluss vom
11.05.2001 hat der 16. Senat in seiner Vertretungsbesetzung die
Ablehnungsgesuche als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen. Keiner der Richter â��
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soweit Ã¼berhaupt an der anstehenden Entscheidung beteiligt â�� begrÃ¼nde die
Besorgnis, nicht unparteiisch Ã¼ber die Wertung des strittigen Gutachtens zu
entscheiden. Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten,
der Akten des Sozialgerichts MÃ¼nchen, der Berufungsakten sowie der Akten der
Staatsanwaltschaft Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich
jedoch als unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 19.02.1998
ist im Ergebnis ebenso wenig zu beanstanden, wie der Bescheid der Beklagten vom
08.04.1992 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom vom 01.07.1993. Der
KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente
fÃ¼r die Zeit vom 18.06.1981 bis 31.12.1983. Ausgangspunkt der rechtlichen
WÃ¼rdigung ist der Umfang der Bestandskraft des ersten rentenbewilligenden
Bescheids vom 25.08.1984. Darin ist dem KlÃ¤ger unter Zugrundelegung des
Eintritts des Versicherungsfalls am 13.08.1982 Rente ab 01.01.1984 bewilligt
worden. Vorausgegangen war der Antrag des KlÃ¤gers vom 20.01.1984. Zum
Leistungsbeginn wurde ausgefÃ¼hrt, die Rente beginne am 01.01.1984, weil der
Antrag spÃ¤ter als drei Monate nach Ablauf der 26. Woche nach Eintritt der
ErwerbsunfÃ¤higkeit gestellt worden sei (Â§ 1290 Abs.2 RVO). Dieser Bescheid ist in
AbÃ¤nderung durch den Bescheid vom 20.06.1988 als Leistungsgrundlage fÃ¼r die
Rente bis 30.06.1985 rechtsverbindlich. Die Bestandskraft des Verwaltungsaktes im
Sinn des Â§ 39 SGB X erstreckt sich bei Rentenbescheiden der TrÃ¤ger der
gesetzlichen Rentenversicherung grundsÃ¤tzlich auf den VerfÃ¼gungssatz, d.h. die
Entscheidung Ã¼ber Art, Dauer (Beginn und Ende) und HÃ¶he der Rente (BSGE
vom 26.06.1990 in SozR 3-1500 Â§ 77 Nr.1 m.w.N.). Mit dem Bescheid vom
25.08.1984 ist daher rechtsverbindlich geregelt worden, dass dem KlÃ¤ger vor dem
01.01.1984, also im strittigen Zeitraum, keine Rente zusteht. Dieser Bescheid ist
mit seiner Bekanntgabe an den KlÃ¤ger wirksam geworden. Der Senat hegt keinen
Zweifel, dass der KlÃ¤ger zum Zeitpunkt der Ã�bermittlung des Rentenbescheids
Ende August 1984 handlungsfÃ¤hig im Sinne des Â§ 11 SGB X gewesen ist. FÃ¤hig
zur Vornahme von Verfahrenshandlungen sind natÃ¼rliche Personen, die nach
bÃ¼rgerlichem Recht geschÃ¤ftsfÃ¤hig sind. Es bestehen keine Anhaltspunkte
dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger zu diesem Zeitpunkt partiell geschÃ¤ftsunfÃ¤hig gewesen
ist, wie dies Prof.Dr.St â�¦ fÃ¼r den Zeitraum von Juni 1981 bis Dezember 1983 in
seinem Gutachten vom 22.12.1995 behauptet. TatsÃ¤chlich hatte der KlÃ¤ger ja im
Januar 1984 einen Antrag auf GewÃ¤hrung einer ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente
gestellt, die hierfÃ¼r erforderlichen FormblÃ¤tter ausgefÃ¼llt und darÃ¼ber hinaus
sachkundig einen Antrag auf Anerkennung einer Ausfallzeit gestellt. Auch wenn dies
unter Mithilfe eines Mitpatienten geschehen ist, wie dies vom KlÃ¤ger behauptet
wird, Ã¤ndert dies nichts an der Tatsache, dass der KlÃ¤ger Mittel und Wege
gefunden hat, seine Rechte gegenÃ¼ber der Beklagten wahrzunehmen. Auch die in
der Folgezeit bis 1992 gestellten AntrÃ¤ge und vom KlÃ¤ger selbst betriebenen
Verfahren gegen die Beklagte belegen, dass er sich mit seinen AnsprÃ¼chen
gegenÃ¼ber dem RentenversicherungstrÃ¤ger befassen konnte. Damit folgt der
Senat im Ergebnis den AusfÃ¼hrungen des gerichtlich bestellten
SachverstÃ¤ndigen Dr.K â�¦, der sÃ¤mtliche vorhandene Vorbefunde sorgfÃ¤ltig
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gewÃ¼rdigt und seine AusfÃ¼hrungen schlÃ¼ssig begrÃ¼ndet hat. Bei ihm
handelt es sich um einen durch langjÃ¤hrige Erfahrung im Bereich der bayerischen
Sozialgerichtsbarkeit versierten SachverstÃ¤ndigen, der die EinwÃ¤nde des
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten bzw. des KlÃ¤gers gegen sein Gutachten vom
01.02.1999 Ã¼berzeugend zurÃ¼ckgewiesen hat. Entgegen der Ansicht des
KlÃ¤gers kommt es letztlich nicht auf die korrekte diagnostische Einordnung der
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung an. Die tatsÃ¤chliche Auseinandersetzung des KlÃ¤gers
mit der Beklagten hat vielmehr eine so starke Indizwirkung, dass Zweifel an der
GeschÃ¤ftsfÃ¤higkeit in Rentenangelegenheiten jedenfalls im maÃ�geblichen
Zeitraum ab August 1984 nicht angebracht sind. Wenn es demgegenÃ¼ber im
Attest des Dr.Ku â�¦ heiÃ�t, der KlÃ¤ger sei nach dem 29.08.1990 unfÃ¤hig
gewesen, seine GeschÃ¤ftsinteressen in vollem Umfang wahrzunehmen, so betrifft
diese Aussage nur einen eingegrenzten Zeitraum und basiert auf einer falschen
Diagnose. Von einer endogenen psychischen Erkrankung spricht auch Prof.Dr.St â�¦
nicht. Dessen AusfÃ¼hrungen in dem Gutachten vom 20.11.2000 kÃ¶nnen
durchaus dahin verstanden werden, dass er die auf die Rentenversicherung
bezogene partielle GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit bis zum Ende des MaÃ�regelvollzugs
1988 bejaht. AnschlieÃ�en kann sich der Senat dieser Beurteilung deshalb nicht,
weil der gemÃ¤Ã� Â§ 109 gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige im Gegensatz zu seinen
AusfÃ¼hrungen im Klageverfahren die dort vermittelte Sicherheit der
Ã�berzeugung nicht wiederholt. Mehrmals ist in der ergÃ¤nzenden Stellungnahme
vom 20.11.2000 von Spekulation und MÃ¶glichkeit die Rede, und hÃ¤ufig
verwendet er im Zusammenhang mit der Ã�bertragung der mit dem Vaterkonflikt
verbundenen partiellen GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit auf die VerhÃ¤ltnisse im
MaÃ�regelvollzug den Konjunktiv. Hinzu kommt, dass er als
AnknÃ¼pfungstatsachen bezÃ¼glich der partiellen GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit neben
der schweren psychischen Erkrankung und der schweren psychosozialen
UmgebungseinflÃ¼sse die extreme Abneigung des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber
Verwaltungsakten und VerwaltungsaktivitÃ¤ten nennt. Dies sind aber keine
Tatsachen, die im strittigen Zeitraum bis August 1984 festgehalten worden wÃ¤ren,
sondern dies sind Tatsachen, die erstmals in der Anamnese zum Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen von 1995 auftauchen. Angesichts der eindeutigen Interessen
des KlÃ¤gers, die auch im Entlassungsbericht des Fachkrankenhauses B â�¦ vom 12.
September 1996 deutlich werden, erscheinen dessen Angaben wenig tragfÃ¤hig.
Jedenfalls ergeben sich weder aus dem Entlassungsbericht des
Bezirkskrankenhauses H â�¦ noch aus den Akten der Staatsanwaltschaft
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger eine groÃ�e Abneigung gegen alles hatte,
was mit Formularen, Beantragung etc. zu tun hatte. Beispielsweise hat er sich
wiederholt 1982 handschriftlich bei der Staatsanwaltschaft um die Herausgabe von
ihm gehÃ¶renden GegenstÃ¤nden bemÃ¼ht. Die Ã¼brigen nervenÃ¤rztlichen
Befunde und Gutachten, insbesondere das Gutachten von Dr.P â�¦ und von
Prof.Dr.G â�¦, die sich ebenfalls recht konkret mit der seelischen StÃ¶rung des
KlÃ¤gers beschÃ¤ftigen, enthalten keine Hinweise dafÃ¼r, dass eine partielle
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit betreffend die Rentenangelegenheiten hÃ¤tte
angenommen werden kÃ¶nnen. Ebenso wenig finden sich im Gutachten des Dr.W
â�¦ Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass sich Defektleistungen im Zusammenhang mit der
unstreitig schweren psychischen Erkrankung auf Rentenangelegenheiten
erstrecken.
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Angesichts der Bestandskraft des Bescheids vom 25.08.1984 ist fÃ¼r das
Leistungsbegehren des KlÃ¤gers maÃ�geblich, ob die Tatbestandsvoraussetzungen
des Â§ 44 SGB X erfÃ¼llt sind. Von vornherein kein Ã�berprÃ¼fungsanspruch
besteht allerdings, wenn die RÃ¼cknahme des rechtswidrigen Verwaltungsakts
keine Auswirkungen mehr haben kann, z.B. wegen Ablaufs der Vierjahresfrist des Â§
44 Abs.4 (Steinwedel in Kasseler Kommentar, Â§ 44 SGB X Rdz.6). Danach werden
Sozialleistungen nach den Vorschriften der besonderen Teile des Sozialgesetzbuchs
lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der RÃ¼cknahme erbracht,
wenn der rechtswidrige Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen worden ist. Dabei wird der Zeitpunkt der RÃ¼cknahme von
Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt zurÃ¼ckgenommen
wird. Erfolgt die RÃ¼cknahme auf Antrag, tritt bei der Berechnung des Zeitraums,
fÃ¼r den rÃ¼ckwirkend Leistungen zu erbringen sind, anstelle der RÃ¼cknahme
der Antrag (Â§ 44 Abs.4 SGB X). Den Antrag auf RÃ¼cknahme des Bescheides von
1984 hat der KlÃ¤ger aber erst 1992 gestellt. Zwar soll mit Â§ 44 SGB X die
materielle Gerechtigkeit zugunsten des BÃ¼rgers auf Kosten der Bindungswirkung
von zu seinen Ungunsten ergangenen Verwaltungsakten weitgehend verwirklicht
werden, nicht jedoch ist damit eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei
versÃ¤umten Rechtsmittelfristen bezweckt. Der KlÃ¤ger hat seinen
Ã�berprÃ¼fungsantrag erst 1992 gestellt. Selbst bei Annahme einer
Rechtswidrigkeit des Bewilligungsbescheids von 1984 ist damit eine Nachzahlung
fÃ¼r Zeiten vor dem 01.01.1988 ausgeschlossen. Es kann daher ungeprÃ¼ft
bleiben, ob der KlÃ¤ger im Zeitraum vom 10.07.1981 bis 31.12.1983 partiell
geschÃ¤ftsunfÃ¤hig gewesen ist und deswegen die Dreimonatsfrist des Â§ 1290
Abs.2 in entsprechender Anwendung des Â§ 206 Abs.1 BGB bis zum Wiedereintritt
der GeschÃ¤ftsfÃ¤higkeit im Januar 1984 (Datum der Antragstellung) gehemmt war.
FÃ¼r die Antragsfrist des Â§ 1290 Abs.2 RVO ist die Hemmung des Fristablaufs bei
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit in entsprechender Anwendung des Â§ 206 Abs.1 BGB
anerkannt (BSGE vom 08.09.1983, Az.: 5b RJ 56/82). Eine Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand erscheint schon im Hinblick auf das Verstreichen der Einjahresfrist
des Â§ 27 Abs.3 SGB X nach Wegfall des Hindernisses der fiktiven
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit Ende 1983 ausgeschlossen. Im Hinblick auf Â§ 44 Abs.4
SGB X ist auch nicht im Einzelnen zu prÃ¼fen, ob im Wege des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs eine bislang nicht verbeschiedene Antragstellung aus dem
Jahr 1981 oder 1982 fingiert werden kann. Zu denken wÃ¤re daran, weil der
KlÃ¤ger geltend macht, durch Fehler der Bediensteten des Bezirkskrankenhauses H
â�¦ an einer frÃ¼heren Rentenantragstellung gehindert worden zu sein. Â§ 44 Abs.4
SGB X gilt auch in FÃ¤llen, in denen die rÃ¼ckwirkende GewÃ¤hrung vorenthaltener
Leistungen auf einem sozialrechtlichen Herstellungsanspruch beruht (BSGE vom 21.
Januar 1987 in SozR 1300 Â§ 44 Nr.25). Sachlich rechtfertigende GrÃ¼nde hierfÃ¼r
sind darin zu sehen, dass Sozialleistungen im Wesentlichen dem laufenden
Unterhalt des Berechtigten dienen sollen und dass die LeistungstrÃ¤ger ein
schutzwÃ¼rdiges Interesse an einer Ã�berschaubarkeit ihrer
Leistungsverpflichtungen haben. Das Bundessozialgericht ist mit seiner
Entscheidung vom 28. Januar 1999 (SozR 3-1200 Â§ 14 Nr.26) sogar noch weiter
gegangen, als es eine nachtrÃ¤gliche Leistungsverpflichtung auch fÃ¼r den Fall
ausgeschlossen hat, dass die VersÃ¤umung der Frist des Â§ 44 Abs.4 SGB X auf
einem Fehlverhalten der Verwaltung beruht. Auch wenn der KlÃ¤ger im Wege des
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Herstellungsanspruchs so gestellt werden mÃ¼sste, dass sein erst 1992 gestellter
Zugunstenantrag bereits als 1985 gestellt gilt, fÃ¼hrt dies nicht dazu, dass ihm
Leistungen rÃ¼ckwirkend ab 1981 zu gewÃ¤hren wÃ¤ren. Denn es ist, wie das
Bundessozialgericht bereits geklÃ¤rt hat, auf den Herstellungsanspruch die eine
rÃ¼ckwirkende Leistungsverpflichtung begrenzende Leistungsverpflichtung des Â§
44 Abs.4 SGB X entsprechend anwendbar, so dass hier eine nachtrÃ¤gliche Leistung
fÃ¼r die Zeit vor 1988 nicht mehr in Betracht kommt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 04.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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